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Antrag 162/I/2023

FA X - Natur, Energie, Umweltschutz   

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme (Konsens)

Berlin mit einem effizienten Regenwassermanagement klimarobust machen
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Die Abgeordneten der SPD im Land Berlin und im Bun-

destag werden aufgefordert, im Zeichen des Klimanot-

stands verbindliche Eingriffsregelungen für die öffentli-

che Verwaltung und die BerlinerWasserbetriebe zu schaf-

fen, damit das Regenwasser im Regelfall nicht mehr als

Abwasser in die Kanalisation entsorgt wird, sondern als

wertvolle Ressource dem Wasserkreislauf vor Ort durch

Versickerung, SpeicherungundVerdunstungwieder zuge-

führt wird. Dieses dezentrale Regenwassermanagement

ist nach dem Prinzip der Schwammstadt eine der wir-

kungsvollsten Maßnahmen, um die Stadt an die Folgen

des Klimawandels, wie Hitze, Trockenheit und Starkregen

anzupassen und damit klimaresilient zu machen.

 

Dafür sind folgende Maßnahmen notwendig:

 

Regenwasser für die Straßenbäume

Die Regenwasserentwässerung vonHäusern ist insbeson-

dere dort abzukoppeln, wo die Einleitung in die Misch-

wasserkanalisation geschieht. Die zuständigen Bezirks-

ämter werden dazu mit Unterstützung der zuständigen

Senatsverwaltungen bei der Sanierung und beim Neu-

bau von Fußgängerwegen dafür sorgen, dass die Nut-

zung von Dachentwässerung zur Bewässerung der Stadt-

bäume, der Grünstreifen und angrenzender Grünanlagen

möglichwird. Dazuwerden die gesetzlichenVorgaben an-

gepasst, so dass ein grundstücksübergreifendes Regen-

wassermanagement zur Regel wird. Außerdem werden

Musterfestsetzungen bzw. Musterleistungsbeschreibun-

generarbeitet, die technischeRealisierungsmöglichkeiten

für dieAbleitungdesDachregenwassers konkret beschrei-

ben und dabei verschiedene Lösungen vorgeben (wie Rin-

nen, Abtrennung von der Kanalisation, Unterpflasterlö-

sungen, Speichermöglichkeiten usw.). Die dafür zustän-

digen Bezirksämter erhalten dafür eine angemessene,

zweckgebunden Ausstattung für Personal- und Sachmit-

tel.

 

Regenwasser für die Grünanlagen

Damit Grünanlagen in Zeiten des Klimawandels insbe-

sondere gegen den Hitzestress gewappnet sind, müs-

sen sie effizient bewässert werden. Da die Grünanlagen

höchst unterschiedlich bewässert werden, z.B. mit Trink-

wasser, Wasser aus Oberflächengewässer, wie dem Tel-

towkanal, oder gar nicht, ist ein Bewässerungskonzept für

Grünanlagen zu erstellen und innerhalb von drei Jahren

stadtweit umzusetzen. Kernaufgabe dieses Konzepts ist

ein nachhaltiges Wassermanagement, das vorrangig auf
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den Einsatz von Regenwasser setzt. Dabei sind die un-

terschiedlichen Bodenverhältnisse, wie Lage im Urstrom-

tal oder Barnim genauso zu berücksichtigen, wie auch

der konkrete und saisonal abhängige Bewässerungsbe-

darf in Abhängigkeit von der Vegetation, die klimaan-

passt gestaltet sein muss. Insbesondere ist sicherzustel-

len, dass eingrundstücksübergreifendesRegenwasserma-

nagement gewährleistet ist und, dass notwendige tech-

nische Infrastruktur, wie Zu- und Ableitungen, Zisternen

usw.gebautwerden.Dazuwerdendie zuständigenbezirk-

lichen Ämter mit den notwendigen Sach- und Personal-

mittel, die zweckgebunden sind, ausgestattet.

 

Entsiegelung von Straßenland und Freiräumen

Sowohl beimNeubau als auch bei der Sanierung von Stra-

ßen und Freiflächen, im öffentlichen als auch privaten Be-

reich, wie z.B. Parkplätzen sind diese Flächen zu entsie-

geln und das Regenwasser nicht mehr in die Kanalisation

einzuleiten. Dazu sind die Wettbewerbs- und Ausschrei-

bungsanforderungen entsprechend verbindlich zu formu-

lieren und die Anwendung und Auslegung bzw. Anpas-

sung der zugehörigen technischen Normen und Regel-

werke einzufordern.

 

Gründächer für das Regenwasser

Gründächer, auch in Kombination mit begrünten Fassa-

den sind eine gut erprobteund sehrwirksameMaßnahme

im Rahmen des dezentralen Regenwassermanagements. 

Da bei Neubauquartieren gemäß der wasserwirtschaft-

lichen Anordnung „Begrenzung von Regenwassereinlei-

tungen bei Bauvorhaben in Berlin (BReWa-BE)“ kein Re-

genwasser mehr abgeleitet werden darf, sind grüne Dä-

cher und Fassaden schon Standard – nicht aber bei neuen

Einzelgebäuden und bei Bestandsgebäuden. Zwar setzen

die bezirklichen Bauämter zunehmend bei Baugenehmi-

gungen Gründächer und z.T. sogar Grünfassaden fest, die

Verankerung einer Gründachpflicht in der Berliner Bau-

ordnung (BLN BauO) wäre aber viel wirkungsvoller und

verfahrensvereinfachend. Daher wird gefordert, dass in

die Bln BauO eine Pflicht zur Dach- und Fassadenbegrü-

nung  bei Neubauvorhaben und bei maßgeblichen Um-

bautenundSanierungvonBestandsgebäudenaufgenom-

men wird. Dabei muss die öffentliche Hand mit ihren Im-

mobilien eine Vorreiterrolle übernehmen. Dazuwerden in

die entsprechenden Baustandards, die Grundlage für die

Bauplanung  sind, die Dach- und Fassadenbegrünung auf-

genommen.

 

Die Berliner Regenwasseragentur

Nach rund fünfjähriger Tätigkeit hat sich die Berliner Re-

genwasseragentur unter dem Dach der Berliner Wasser-

betriebe sehr bewährt und ist über Berlin hinaus eine

anerkannte Institution für ein nachhaltiges, städtisches
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Regenwassermanagement. Es ist daher sicher zu stellen,

dass auch in Zukunft die Regenwasseragentur funktions-

fähig bleibt und ihr Leistungsspektrum an Beratung, Coa-

ching / Weiterbildung und fachlicher Begleitung von Pla-

nungsprozessen sowohl für die öffentlicheHandwie auch

für Private ausbauen kann.

Begründung

Ein Element des Klimanotstandes sind lokale Starkregen-

fälle, die zuÜberflutungenbesonders in verdichtetenBau-

gebieten führen und ebenso langanhaltende Dürren, die

ein Absinken des Grundwasserspiegels und Vertrocknen

derVegetationund inder Folge einweiteresAufheizender

Stadt bewirken.

 

Gleichzeitig muss eine Überforderung der Mischwasser-

kanäle, was zur Verunreinigung der Gewässer beiträgt, im

Berliner Stadtgebiet dringend verhindert werden. Dieses

ist auch im Zusammenhang mit der Einhaltung der EU-

Wasserrahmenrichtlinie erforderlich.

 

Bei Neubaumaßnahmen wurde bereits im Hinweisblatt

der Wasserbehörde „Begrenzung von Regenwassereinlei-

tungen bei Bauvorhaben in Berlin (BReWa-BE)“ die Ab-

kopplung schon verpflichtend eingeführt. Nun sollen der

Staat und staatlich abhängige Unternehmen weiter mit

gutem Beispiel vorangehen und ihre recht großen öffent-

lichen Grundstücke, soweit nicht schon geschehen, auch

nachträglich ebenfalls von der öffentlichen Kanalisation

abkoppeln.

 

Dabei ist zu beachten, dass nicht allein Gesetze, sondern

besonders die untergesetzlichen technischen Regelwerke

(DIN , RAS etc.) umgehend und umfassend anzupassen

sind. Das UBA hat kürzlich eine Aufstellung der zahlrei-

chen einschlägigen Regelungen zusammengetragen.

 

Ein zusätzlicher positiver Effekt in der Folge des Abkop-

pelns sind die Einsparungen bei den Einleitungsgebühren

undbei der Verwendung vonTrinkwasser für die Bewässe-

rung von Bäumen und Grünanlagen . Hierdurch lässt sich

der notwendige Kostenaufwand zum Teil refinanzieren.
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